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Der Wille des Erblassers ist massgebend dafür, ob ein neues Testament ein bestehendes Testament bloss
ergänzt oder widerruft. Die Beweislast für den Fortbestand von früheren Verfügungen trägt, wer aus deren
Aufrechterhaltung ein Recht ableitet.

Zusammenfassung des Urteils

[1] Eine ehemalige Lebenspartnerin des Erblassers wollte vor Bundesgericht aus früheren Testamenten ihre
Erbenstellung geltend machen. Der Erblasser hinterliess als gesetzliche Erben zwei volljährige Kinder. Er hatte
mehrere Testamente verfasst und aufbewahrt.

[2] In einem Testament vom 17. März 2013 hatte der Erblasser seine Kinder auf den Pflichtteil gesetzt und die
Lebenspartnerin meistbegünstigt; zudem wurde E. als Willensvollstrecker eingesetzt. In einem Testament vom 28.
August 2014 mit der Überschrift "Klärung" bestätigte der Erblasser die blosse Pflichtteilsberechtigung der Kinder
und die Erbeinsetzung der Lebenspartnerin. Am 5. Dezember 2014 vermerkte der Erblasser auf einer Kopie der
zweiten Testamentsseite vom 17. März 2013 bzw. auf einer Kopie vom Testament vom 28. August 2014
handschriftlich "ungültig" und datierte und unterschrieb die Kopien. In einem Testament vom 9. Februar 2015
verfügte er sodann erneut die blosse Pflichtteilsberechtigung seiner Kinder und bezeichnete F. als
Willensvollstrecker.

[3] Im Jahr 2017 klagte die Lebenspartnerin erfolglos gegen die Kinder des Erblassers auf Teilung des
Nachlasses. Im Rahmen dieser Klage war über die Erbenstellung der Lebenspartnerin zu entscheiden. Die
Lebenspartnerin machte ihre Erbeinsetzung aus den Testamenten vom 17. März 2013 und 28. August 2014
geltend. Sie unterlag damit sowohl vor dem zuständigen Bezirksgericht als auch vor dem Kantonsgericht Schwyz
und dem Bundesgericht.

[4] In casu hat der Erblasser mehrere Testamente errichtet. Dieser Fall wird in Art. 511 Abs. 1 ZGB geregelt:
"Errichtet der Erblasser eine letztwillige Verfügung, ohne eine früher errichtete ausdrücklich aufzuheben, so tritt sie
an die Stelle der früheren Verfügung, soweit sie sich nicht zweifellos als deren blosse Ergänzung darstellt." Dies ist
eine gesetzliche Vermutung, dass eine neue Verfügung an die Stelle einer früheren Verfügung tritt. Eine dieser
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Vermutung entgegengesetzte Willensmeinung des Erblassers kann sich aus der neuen Verfügung selbst ergeben,
oder daraus, dass der Wille des Erblassers "zweifellos" auf blosse Ergänzung der früheren Verfügung gerichtet
war. Das Gesetz verlangt somit zur Entkräftung der Vermutung einen strikten Beweis (E. 2.1.).

[5] Durch Auslegung ist zu ermitteln, ob ein von der Vermutung abweichender Wille des Erblassers bestanden hat.
Das Testament ist eine einseitige, nicht empfangsbedürftige Willenserklärung. Für die Ermittlung des wirklichen
Willens des Erblassers ist vom Wortlaut auszugehen. Nur wenn die testamentarischen Anordnungen so formuliert
sind, dass sich mehrere Auslegungen vertreten lassen, dürfen ausserhalb der Testamentsurkunde liegende
Beweismittel herangezogen werden. Es kommt nur darauf an, was der Erblasser mit seinen Äusserungen sagen
wollte (willensorientierte Auslegung), nicht, wie die Erben oder andere Bedachte die Erklärung verstehen durften
und mussten (Vertrauensprinzip) (E. 2.2.).

[6] Das Bundesgericht prüft die Auslegung einer letztwilligen Verfügung durch die kantonale Instanz frei. Es ist aber
an die tatsächlichen Feststellungen, aus denen sich der innere Wille des Erblassers ergibt, gebunden (E. 2.3.).

[7] Die Lebenspartnerin machte im kantonalen Verfahren geltend, dass der Erblasser die Seite 1 des Testaments
vom 17. März 2013 nicht für ungültig erklärt hatte und das Testament vom 9. Februar 2015 eine Ergänzung zu
diesem Testament sei. Zusammen ergäben die Testamente einen Sinn, weil festgehalten wird, welcher
(eingesetzte) Erbe die verfügbare Quote erhält. Das Bezirksgericht sprach sich dagegen aus, dass das letzte
Testament eine blosse Ergänzung sei (E. 3.1.).

[8] Das Kantonsgericht erachtete den datierten und unterschriebenen Vermerk "ungültig" auf den Kopien der
Testamente vom 17. März 2013 und vom 28. August 2014 als formungültigen Widerruf. Der Erblasser hätte den
Vermerk vielmehr auf den Originalurkunden anbringen oder "Das Testament vom […] ist ungültig" erklären
müssen. Das Kantonsgericht prüfte anschliessend als Hauptfrage, ob der Erblasser mit dem letzten Testament
die früheren Testamente konkludent aufhob oder bloss ergänzte. Der Wortlaut des letzten Testaments erwähnte
die Lebenspartnerin nicht und nahm auch keinen Bezug auf die beiden früheren Testamente. Gemäss dem
Kantonsgericht vermochte die Lebenspartnerin die gesetzliche Vermutung von Art. 511 Abs. 1 ZGB nicht
umzustossen (E. 3.2.).

[9] Die Lebenspartnerin plädiert vor Bundesgericht dafür, dass der Erblasser mit dem letzten Testament die
früheren Verfügungen lediglich ergänzen wollte. Zudem sei Art. 8 ZGB verletzt, weil das Kantonsgericht ihr die
Beweislast auferlegt hatte, die Vermutung nach Art. 511 Abs. 1 ZGB umzustossen (E. 3.3.).

[10] Das Bundesgericht hält fest, dass sowohl das letzte Testament vom 9. Februar 2015, als auch die beiden
früheren Testamente vom 17. März 2013 und 28. August 2014 positive Anordnungen enthalten (u.a. die blosse
Pflichtteilsberechtigung für die Kinder und die Einsetzung des Willensvollstreckers). Das Zusammentreffen von
früheren und späteren positiven Anordnungen in Testamenten erfüllt den Tatbestand von Art. 511 Abs. 1 ZGB. Die
Vermutung der Aufhebung der früheren Verfügung gilt selbst dann, wenn sich die Verfügungen nicht
widersprechen und beide zur Ausführung gelangen könnten. Nur der Wille des Erblassers könnte zu einem
Fortbestand der früheren Verfügung führen. Die Beweislast dafür trägt, wer aus der Aufrechterhaltung des früheren
Testaments ein Recht ableitet. Dies entspricht der bisherigen Rechtsprechung und Lehre (E. 4.1.).

[11] Gemäss dem Bundesgericht hebt das neueste Testament die früheren Testamente nicht ausdrücklich auf.
Mangels ausdrücklicher Aufhebung liegt kein Widerruf i.S.v. Art. 509 ZGB, sondern der Tatbestand gemäss Art.
511 Abs. 1 ZGB vor. Weil somit gemäss der gesetzlichen Vermutung das neueste Testament an die Stelle der
früheren Testamente tritt, fällt die frei verfügbare Quote, über welche der Erblasser nicht letztwillig verfügt hat, den
gesetzlichen Erben zu. Die Lebenspartnerin müsste den strikten Beweis erbringen, dass das spätere Testament
eine blosse Ergänzung der früheren Testamente ist (E. 4.2.).

[12] Das Bundesgericht zieht als ausserhalb des Testaments vom 9. Februar 2015 liegende Beweismittel die mit
dem Vermerk "ungültig" versehenen Kopien der Testamente vom 17. März 2013 und 28. August 2014 heran.
Daraus ergäbe sich zweifelsfrei, dass der Erblasser die Erbeinsetzung der Lebenspartnerin nicht mehr gewollt
hatte (4.3.1.). Das Bundesgericht lässt die Frage offen, ob die datierten und unterschriebenen Vermerke "ungültig"
auf den Testamentskopien Widerrufsverfügungen i.S.v. Art. 509 ZGB sein könnten (E. 4.3.2.).
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[13] Aus der Aufbewahrung der früheren Testamente kann die Lebenspartnerin keinen auf blosse Ergänzung der
früheren Testamente gerichteten Willen des Erblassers ableiten (E. 4.3.3.).

[14] Zum Schluss zieht das Bundesgericht als ausserhalb des Testaments liegende Umstände noch das
Beziehungsverhältnis zwischen Erblasser und Lebenspartnerin für die Auslegung heran. Dieses sei zur Zeit der
Anbringung der Vermerke "ungültig" auf den Testamentskopien vom 5. Dezember 2014 bereits abgekühlt
gewesen. Am Tag des Abfassens des letzten Testaments habe der Erblasser für die Lebenspartnerin eine eigene
Wohnung gemietet. Das Kantonsgericht hat diese Umstände zurecht als Indizien dafür gewertet, dass der
Erblasser mit dem neuesten Testament seine Lebenspartnerin nicht mehr begünstigen wollte und die früheren
Testamente nicht bloss ergänzt hat (E. 4.4.).

[15] Zum Schluss weist das Bundesgericht zudem das Gesuch um unentgeltliche Rechtspflege ab, weil es die
Rechtsbegehren als aussichtslos erachtete. Die Lebenspartnerin unterlag gleichentags auch in weiteren
Beschwerdeverfahren betreffend die Verweigerung der unentgeltlichen Rechtspflege vor Kantonsgericht
(5A_291/2021) und vor Bezirksgericht (5A_292/2021) (E. 5.). 
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[16] Das vorliegende Urteil zeigt einmal mehr, dass es vorteilhaft ist, mit der Nachlassplanung klare Verhältnisse
zu schaffen. In der Praxis ist es durchaus üblich, dass Erblasser zu Lebzeiten mehr als ein Testament verfassen.
So können sich die Vermögensverhältnisse, Familienkonstellationen und Wünsche für die eigene Nachfolge über
die Zeit verändern. Ein Testament kann revidiert, ergänzt oder aufgehoben werden. Ein Testament gilt somit nicht
per se für die Ewigkeit, sondern ist jederzeit frei widerruflich (jedenfalls solange die Urteilsfähigkeit gegeben ist).
Wenn ein Testament nicht mehr gelten soll, so kann es widerrufen werden (vgl. Art. 509-511 ZGB). Der Widerruf
kann durch Errichtung eines Testaments (Art. 509 ZGB), durch Vernichtung (Art. 510 ZGB) oder durch spätere
Verfügung (Art. 511 ZGB) erfolgen.

[17] Wenn ein Erblasser, der bereits letztwillig verfügt hat, später ein neues Testament mit positiven Anordnungen
errichtet (also nicht ein reines Widerrufstestament verfasst), so stellt sich die Frage, ob die neue Verfügung zur
früheren hinzutreten, diese also ergänzen oder sonst wie ändern solle, oder ob sie die frühere ersetzt und nun
alleine gilt.

[18] In casu hat der Erblasser weder die früheren Original-Urkunden vernichtet noch die bisherigen Anordnungen
im neu errichteten Testament explizit widerrufen. Der Erblasser hat auf Testamentskopien den Vermerk "ungültig"
angebracht und ihn mit Datum sowie Unterschrift versehen. Das Bundesgericht hält fest, dass dies jedenfalls
keine Vernichtung i.S.v. Art. 510 Z G B darstellt. Es lässt die Frage offen, ob die Dokumente eine
Widerrufsverfügung i.S.v. Art. 509 ZG B darstellen könnten. Gemäss der Vorinstanz sind diese Dokumente
formungültige Widerrufstestamente, d.h. Dokumente, welche die früheren Testamente nicht ausser Kraft setzten.

[19] Das Bundesgericht befasst sich im vorliegenden Fall ausführlich mit Art. 511 Abs. 1 ZGB. Gemäss dieser
Bestimmung tritt eine neue Verfügung vermutungsweise an die Stelle der früheren. Wird ein neues Testament
verfasst, so fallen grundsätzlich alle früheren Testamente weg. Es ist eine Auslegungsfrage, ob ein von der
gesetzlichen Vermutung abweichender Wille des Erblassers bestanden hat. Zur Entkräftung der sich aus Art. 511
Abs. 1 ZGB ergebenden Rechtsvermutung verlangt das Gesetz einen strikten Beweis. Berücksichtigt wird nur ein
"zweifellos" auf blosse Ergänzung eines früheren Testaments gerichteter Wille des Erblassers. Dieser Wille muss
sich nicht zwingend aus dem neuen Testament selber ergeben. Externe Umstände dürfen aber nur berücksichtigt
werden, wenn die Urkunde im Wortlaut nicht klar ist. Das Bundesgericht bestätigt im Ergebnis die langjährige
Rechtsprechung und bewährte Lehre zu Art. 511 Abs. 1 ZGB.

[20] Für die Nachlassplanung in der Praxis empfiehlt es sich, bei der Aufhebung eines Testaments eine klare
Lösung zu wählen. Klarheit kann insbesondere dadurch geschaffen werden, dass man ein Testament nicht nur
explizit mit einem neuen Testament widerruft, sondern die Original-Urkunde des früheren Testaments zudem
vernichtet. Eine mögliche Klausel für eine neue letztwillige Verfügung lautet wie folgt: "Ich widerrufe hiermit alle bis
heute von mir erlassenen Testamente." Idealerweise kann dadurch eine langjährige und teure Erbstreitigkeit wie
die vorliegende verhindert werden.
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